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[bookmark: _Toc72481318]2021-01	Fördermöglichkeiten für Multiplikatoren-Schulungen in der ehrenamtlichen Integrationsarbeit im Jahr 2021 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge fördert im Auftrag des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI) Multiplikatoren-Schulungen zur Qualifizierung und Weiterbildung im ehrenamtlichen Engagement von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund. Dies können Schulungen im Bereich Vereins- und Projektmanagement mit besonderem Fokus auf Digitalisierung und im Bereich Vorurteile, Konfliktmanagement und Gewaltprävention sein. Das Angebot richtet sich an interessierte Kommunen, Verbände, zivilgesellschaftliche Organisationen, Träger der politischen Bildung, Migrantenorganisationen und sonstige gemeinnützige Einrichtungen in der Integrationsarbeit. Bis zum 30.06.2021 können Anträge auf Förderung eingereicht werden. Vorgesehen ist eine maximale Fördersumme von 12.000 Euro.

Ehrenamtlichem Engagement kommt im Integrationsprozess eine große Bedeutung zu. Damit sich Menschen mit und ohne Migrationshintergrund ehrenamtlich engagieren können, bedarf es entsprechender Angebote zur Qualifizierung und Weiterbildung. Im Rahmen des Bundesprogramms „Gesellschaftlicher Zusammenhalt –Vor Ort. vernetzt. verbunden.“ werden daher im Förderjahr 2021 im Auftrag des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI) Multiplikatoren-Schulungen gefördert. Ziel ist es, mit diesen Schulungsangeboten bereits in Vereinen und Organisationen aktive Ehrenamtliche oder aber solche zu erreichen, die sich für ein Engagement interessieren. Gefördert werden ein- oder mehrtägige Multiplikatoren-Schulungen zu den Themengebieten Digitalisierung, Vorurteile, Konfliktmanagement und Gewaltprävention. Die Angebote können sowohl in Präsenzformaten als auch in Form von digitalen Schulungen und Webinaren stattfinden.

Die benötigte Fördersumme darf dabei eine Höchstgrenze von 12.000 Euro nicht übersteigen. Die Förderung richtet sich grundsätzlich an alle Vereine und Organisationen der Integrationsarbeit. Antragsberechtigt sind gemäß den geltenden Förderrichtlinien ausschließlich gemeinnützige Organisationen: zum Beispiel Verbände, Vertriebeneneinrichtungen, Kirchen, anerkannte Träger der politischen Bildung, Migrantenorganisationen, Kommunen und sonstige Einrichtungen, die in der Arbeit mit Zugewanderten auf überregionaler, regionaler und lokaler Ebene tätig sind. Die Zielgruppe der Multiplikatoren-Schulungen umfasst dabei sowohl Jugendliche ab 12 Jahren als auch Erwachsene, die ehrenamtlich in der Integrationsarbeit tätig sind. 

Anträge für Multiplikatoren-Schulungen sind bis zum 30.06.2021 unter Verwendung von easy-Online über das Förderportal einzureichen unter https://foerderportal.bund.de/easyonline/. 

Die genauere Darstellung der Themeninhalte sowie weiterführende Informationen zur Antragstellung und zu den Fördermodalitäten können in einem Informationsblatt sowie einem Leitfaden für die Beantragung, Durchführung und Abrechnung von Multiplikatoren-Schulungen der Ausschreibung auf der Internetseite des Bundesamtes unter www.bamf.de/multiplikatorenschulungen entnommen werden.


(I/3 Miriam Marnich, 20.05.2021)
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Die Bundesregierung hat klargestellt, dass bei der November-/Dezemberhilfe der EU-rechtliche Unternehmensbegriff anzuwenden ist. Danach gelten auch mehrere rechtlich selbstständige Unternehmen als ein Unternehmen, wenn zwischen ihnen Kontrollbeteiligungen bestehen. In den meisten Fällen werden somit eine Kommune und ihre kommunalen Unternehmen als ein Unternehmen angesehen, für die auch insgesamt der Höchstbetrag der Hilfen gilt. Der Gefahr, Rückzahlungen leisten zu müssen, kann laut BMWi und BMF dadurch begegnet werden, dass die betroffenen Unternehmen ihre Anträge beihilferechtskonform auf die Bundesregelung November-/Dezemberhilfe umstellen. Der DStGB empfiehlt den Kommunen vorsorglich zu überprüfen, ob die bisher eingereichten Anträge ihrer kommunalen Unternehmen korrigiert werden müssen. Städte und Gemeinden sollten sich eine Übersicht über die Summe aller Anträge verschaffen und bei Bedarf über Änderungsanträge mit den jeweiligen Unternehmen beraten.

Welche Regelung ist speziell betroffen?

Für die November-/Dezemberhilfe galt ursprünglich ein Höchstbetrag von 800.000 Euro je Unternehmen gemäß der Bundesregelung Kleinbeihilfen. Der Höchstbetrag wurde später auf 1,8 Mio. Euro erhöht. Unternehmen, die mehr als 1,8 Mio. Euro geltend machen wollen, müssen im Rahmen des elektronischen Antrags auf November-/Dezemberhilfe einen anderen beihilferechtlichen Rahmen auswählen.

Welcher Unternehmensbegriff gilt für die Bundesregelung?

Nach der Klarstellung der Bundesregierung ist im Sinne dieser Reglung jede eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit als Unternehmen anzusehen. Dabei sind mehrere rechtlich selbständige Unternehmen als ein Unternehmen anzusehen, wenn zwischen ihnen Kontrollbeteiligungen oder andere enge Verbindungen bestehen. Daher müssen hier Kommune und ihre kommunalen Unternehmen in der Regel als ein Unternehmen gelten. Naheliegender wäre es gewesen, auf den Unternehmensbegriff der De-Minimis-Verordnung abzustellen, der bei kommunalen Unternehmen nicht notwendigerweise zur Zusammenrechnung führt.

Was sollten die Kommunen vorsorglich unternehmen?

Die Kommunen sollten vorsorglich ihre Beteiligungen abfragen, wieviel November-/Dezemberhilfe bereits in Anspruch genommen wurde. Sollten insgesamt mehr als 1,8 Mio. Euro beantragt worden sein, müssen die Beteiligungen informiert werden. Diese müssen sodann ihre Anträge auf November-/Dezemberhilfe von einem Prüfenden Dritten beihilferechtskonform ändern lassen: Der beihilferechtliche Rahmen ist entweder auf die Bundesregelung November-/Dezemberhilfe (Schadensausgleich nach Art. 107 Abs. 2 b AEUV) oder Fixkostenhilfe 2020 umzustellen; ggf. sind weitere Unterlagen vorzuhalten oder weitere Berechnungen vorzunehmen. Sollten mehr als 10 Mio. Euro beantragt worden sein, müssen die Anträge zwingend auf den Schadensausgleich umgestellt werden.

Wie berechnet sich der Schaden?

Der Schaden entspricht hierbei der Differenz des Betriebsergebnisses im Lockdown-Monat im Verhältnis zum jeweiligen Vorjahresmonat (Verluste sowie entgangene Gewinne), wobei eine Konsolidierung mit anderen Unternehmen des Verbunds nicht notwendig ist. Zur Berücksichtigung des allgemeinen Konjunkturabschwungs im Jahr 2020 wird ein Abschlag von 5 Prozent vorgenommen.

Bis wann sollten ggf. Änderungsanträge gestellt werden?

Änderungsanträge sind bis zum 30.06.2021 möglich. Änderungen, die nicht zu einer Erhöhung der Fördersumme führen, werden ausschließlich im Rahmen der Schlussabrechnung mitgeteilt. Die Schlussabrechnung muss über den Prüfenden Dritten bis zum 31.12.2021 vollzogen werden.

Weitere Anmerkungen:

Die kommunalen Spitzenverbände hatten sich aufgrund des Sinns und Zwecks der Wirtschaftshilfen sowie widersprüchlicher Äußerungen aus einem vorherigen Schreiben des BMF mit der Bitte um eine weitere Präzisierung an das BMF und das BMWi gewendet. In einem gemeinsamen Antwortschreiben beider Ministerien vom 18.05.21 wurde nochmals klargestellt, dass bei öffentlichen Unternehmen der beihilferechtliche Unternehmensbegriff gilt:

(…)

Demnach ist auch bei öffentlichen Unternehmen zu prüfen, inwiefern ein wirtschaftlicher Verbund mit anderen Unternehmen vorliegt, wobei insbesondere das Bestehen von Kontrollbeteiligungen relevant ist. Bei einem kommunalen Unternehmen dürfte der maßgebliche Verbund zum Beispiel in der Regel auf Ebene der Kommune enden, da diese eine eigene öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaft mit Selbstverwaltungsrecht ist. Von diesem beihilferechtlichen Konsolidierungsgebot kann programmseitig nicht abgewichen werden, da es durch Europäisches Beihilferecht zwingend vorgegeben ist.

(…)

Der DStGB wird sich dafür einsetzen, diese weiteren schriftlichen Klarstellungen in die FAQ der Wirtschaftshilfen mitaufnehmen zu lassen.

Weitere Informationen sind zu finden unter:
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de


(IV/3 760-00, Finn Brüning, 20.05.2021) 
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[bookmark: _Toc72481321]2021-03	Ergebnisse Steuerschätzung – 
2. Rettungsschirm notwendig

Die fiskalischen Auswirkungen der Corona-Pandemie sind weiter massiv. Allein die Städte und Gemeinden müssen in diesem Jahr mit Mindereinnahmen in Höhe von 9,4 Mrd. Euro rechnen. Bis 2024 werden sich die gemeindlichen Mindereinnahmen auf über 42 Mrd. Euro summieren. Ein zweiter Rettungsschirm von Bund und Länder zur Wahrung der kommunalen Handlungs- und Investitionsfähigkeit bleibt daher alternativlos. Dieser Rettungsschirm sollte eine Kompensation der gemeindlichen Ausfälle bei der Gewerbe- und Einkommensteuer umfassen. 

Vom 10. bis zum 12. Mai 2021 kam der Arbeitskreis Steuerschätzungen zu seiner 160. Sitzung zusammen. Die aktuelle Steuerschätzung hat nochmals bestätigt, dass der erwartete Anstieg in diesem Jahr nicht ansatzweise ausreicht, um das Steuerniveau des Jahres 2019 wieder zu erreichen. Im Vergleich zur letzten Vor-Corona-Schätzung im Herbst 2019 werden sich die gemeindlichen Steuermindereinnahmen in diesem Jahr auf 9,4 Mrd. und im kommenden Jahr auf voraussichtlich 10,1 Mrd. Euro summieren. Auch die aktuelle Steuerschätzung unterstreicht nachdrücklich den Handlungsbedarf zur weiteren Unterstützung der Kommunen. Die nächste Steuerschätzung wird voraussichtlich vom 09. bis 11. November 2021 stattfinden.

Steuereinnahmen des Staates

Nach den Ergebnissen des AK Steuerschätzungen werden sich die Steuereinnahmen aufgrund der weiterhin negativen Auswirkungen der Corona-Pandemie auch in diesem Jahr zwar im Vergleich zum Vorjahr erholen, aber mit insgesamt 773,5 Mrd. Euro immer noch deutlich unter dem Vorkrisenniveau 2019 (799,3 Mrd. Euro) bzw. der Vorkrisenschätzung für 2021 (845,2 Mrd. Euro) liegen. Im Vergleich zur Herbst-Schätzung fällt das Ergebnis für das laufende Jahr um insgesamt 2,7 Mrd. Euro schlechter aus. 

Das Minus ergibt sich auf der einen Seite aus geringeren prognostizierten Steuereinnahmen aufgrund von Steuerrechtsänderungen (-13,8 Mrd. Euro) und auf der anderen Seite aus Schätzabweichungen in Höhe 11,1 von Mrd. Euro aufgrund erwarteter besserer wirtschaftlicher Entwicklung. Bezogen auf die Jahre bis 2025 fallen die Zahlen im Vergleich zur Steuerschätzung im November um insgesamt 10 Mrd. Euro besser aus, was angesichts von Steuererleichterung für Bürgerschaft und Wirtschaft in Höhe von 83 Mrd. Euro und der bis heute noch andauernden Lockdown-Maßnahmen durchaus beachtlich ist. 
[image: ]

Steuereinnahmen der Gemeinden

Die Städte und Gemeinden werden in diesem Jahr Corona-bedingt nur mit einem Steueraufkommen in Höhe von 112,5 Mrd. Euro rechnen können. Das Ergebnis fällt damit voraussichtlich leicht schlechter als im Herbst geschätzt aus, auch im kommenden Jahr ist das Ergebnis mit 116,0 Mrd. Euro leicht schlechter. Für die Jahre danach fällt die Prognose mit 122,9 Mrd. Euro in 2023 und 129, 8 Mrd. Euro im Vergleich zur November-Steuerschätzung jedoch deutlich besser aus. Im Vergleich zur letzten Steuerschätzung vor Ausbruch der Corona-Pandemie summieren sich die gemeindlichen Steuermindereinnahmen bis zum Jahr 2024 allerdings auf 42,2 Mrd. Euro. 

[image: ]


Die für das laufende Jahr nach der Schätzung erwarteten Steuereinnahmen der Kommunen verteilen sich auf die unterschiedlichen Steuerarten wie folgt:



Gewerbesteuer

Die Gewerbesteuer (brutto) erholt sich nach dem historischen Einbruch im vergangenen Jahr zwar, wird aber weder in diesem (50,5 Mrd. Euro) noch im kommenden Jahr (52,6 Mrd. Euro) das Vorkrisenniveau erreichen. Netto beläuft sich das Gewerbesteueraufkommen in diesem Jahr voraussichtlich auf 46,1 Mrd. Euro (Vor-Corona-Schätzung für 2021: 51,5 Mrd. Euro)

Gemeindeanteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer steigt in diesem Jahr voraussichtlich leicht auf 41,8 Mrd. Euro und steigt in den kommenden Jahren nach der aktuellen Prognose wieder an, sodass im kommenden Jahr mit dann 43,7 Mrd. Euro das 2019er-Niveau wieder übertroffen wird.

Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer geht leicht zurück, was aber vor allem auf befristete Maßnahmen im vergangenen Jahr zurückzuführen ist, wo die Umsatzsteuer als Transferweg auserkoren wurde. Auch in diesem Jahr werden aber bspw. gemeindliche Verluste bei der Einkommensteuer aufgrund des erneuten Kinderbonus über die Umsatzsteuer kompensiert werden. Für das laufende Jahr werden 8,6 Mrd. Euro erwartet (2020: 9,1 Mrd. Euro). Die Schätzungen für 2022 und 2023 liegen bei 7,7 respektive 7,9 Mrd. Euro.

Grundsteuer

Bei der Grundsteuer B geht der Arbeitskreis Steuerschätzungen unverändert von einer Steigerung um 0,9 Prozent auf rund 14,4 Mrd. Euro aus. Für die kommenden Jahre wird die gleiche Wachstumsrate von 0,9 Prozent angenommen. Hingewiesen sei darauf, dass die Schätzung der Grundsteuer unter der Annahme erfolgte, dass der Gesetzgeber die vom Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 10. April 2018 gesetzten Fristen zur Neuregelung ausschöpft.

Sonstige Gemeindesteuern

Der Arbeitskreis Steuerschätzungen hat seine bisherige Schätzung zu den sonstigen Gemeindesteuern nochmals korrigiert und geht für das laufende Jahr nunmehr nur noch von 1,25 Mrd. Euro aus (im Herbst wurden hier noch 1,63 Mrd. Euro für 2021 prognostiziert). Hintergrund der deutlichen Absenkung der Prognose sind die Auswirkungen der Lockdown-Maßnahmen im ersten Halbjahr 2021 (insb. geschlossene Spielhallen und eingeschränkte Reisetätigkeit) auf das Aufkommen der sonstigen Steuereinnahmen.

Einordnung

Die Corona-Pandemie hat im vergangenen Jahr auf allen Ebenen zu einem historischen Einbruch der Steuereinnahmen geführt. Allein auf kommunaler Ebene summieren sich die Steuermindereinnahmen bis Ende 2024 auf 42 Mrd. Euro. 
Gerade in der Krise dürfen Bürgerschaft und Wirtschaft starke und handlungsfähige Kommunen erwarten. Damit die kommunale Handlungs- und Investitionsfähigkeit auf einem hohen Niveau gesichert werden kann, stehen Bund und Länder in der Pflicht, mindestens auch für die Jahre 2021 und 2022 einen Rettungsschirm für die Kommunalfinanzen aufzuspannen. Die Kompensationszahlungen müssen dabei neben den Gewerbesteuerverlusten auch die Mindereinnahmen bei den gemeindlichen Anteilen an der Einkommensteuer sowie der Umsatzsteuer berücksichtigen.
Die Kommunen brauchen finanzielle Planungssicherheit, unter anderem um ihre Personalkapazitäten in den Bauämtern, was dringend geboten ist, weiter aufstocken und ihre Investitionsplanungen weiter vorantreiben zu können. Der ohnehin bereits massive kommunale Investitionsrückstand von zuletzt 149 Mrd. Euro (s. DStGB Aktuell 1821-06) darf nicht noch weiter anwachsen. Folge der Corona-Pandemie darf ebenfalls nicht sein, dass die Disparitäten zwischen finanzstarken und finanzschwachen Kommunen weiter zunehmen. Ein 2. kommunaler Rettungsschirm ist daher zwingend erforderlich. Hierauf haben in einem gesonderten Papier auch der Zentralverband des Deutschen Baugewerbes und der Deutsche Städte- und Gemeindebund hingewiesen.

Weitere Informationen

Ergebnisse AK Steuerschätzungen: www.bundesfinanzministerium.de
DStGB-Pressemitteilung: www.dstgb.de
DStGB/ZDB-Papier: www.dstgb.de 

(II/3 920-10 Florian Schilling, 19.05.2021)		Inhaltsverzeichnis
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[bookmark: _Toc72481323]2021-04	Klimaschutzmaßnahmen auch für finanzschwächere Kommunen

Die Nationale Klimaschutzinitiative (NKI) des Bundesumweltministeriums (BMU) unterstützt Kommunen durch besonders gute Förderkonditionen bei der Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen. Bis Ende dieses Jahres profitieren gerade finanzschwächere Kommunen zusätzlich von den Mitteln aus dem Corona-Konjunkturpaket der Bundesregierung. Dadurch ist erstmals eine Vollfinanzierung ausgewählter Maßnahmen möglich.

Investitionen in den Klimaschutz vor Ort sind trotz angespannter Finanzlage oftmals sinnvoll, weil mit den Treibhausgasemissionen auch Betriebs- und Energiekosten sinken können. Zur Umsetzung solcher Klimaschutzmaßnahmen unterstützt das BMU dauerhaft mit besonders guten Förderkonditionen. Zusätzlich profitieren Städte und Gemeinden bis zum 31. Dezember 2021 nochmals von verbesserten Förderquoten und reduzierten Eigenmittelanteilen durch das Corona-Konjunkturpaket der Bundesregierung.

Ein aktuelles Infoblatt des Service- und Kompetenzzentrums: Kommunaler Klimaschutz (SK:KK) des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu) enthält einen Überblick über die aktuellen Möglichkeiten der Förderungen über die NKI.

Weitere Informationen finden sich unter www.klimaschutz.de


(III/2 843-00 Bernd Düsterdiek/Alexander Kramer, 14.05.2021)
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[bookmark: _Toc72481324]2021-05	Förderprogramm für Kirchengebäude in ländlichen Räumen

Das Soforthilfeprogramm „Kirchturmdenken. Sakralbauten in ländlichen Räumen: Ankerpunkte lokaler Entwicklung und Knotenpunkte überregionaler Vernetzung" setzt sich für die Zugänglichkeit (ehemaliger) Sakralbauten als Orte für Kulturangebote ein, um regionale Zugehörigkeiten und gesellschaftliche Integration zu stärken und die Lebensqualität vor Ort zu verbessern.

Das Programm läuft vom 15.04.2021 bis zum 31.12.2021. Ländliche Gemeinden mit einer Einwohnerzahl bis 20.000 Personen können teilnehmen.

Die Maßnahme wird im Rahmen des Programms „Kultur in ländlichen Räumen“ von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestages gefördert. Die Mittel stammen aus dem Bundesprogramm „Ländliche Entwicklung“ (BULE) des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Trägerin des Programms und somit für seine Umsetzung verantwortlich ist die Wider Sense TraFo gGmbH.

Förderziel

Ziel des Programms ist es, den Erhalt des kulturellen Erbes in ländlichen Räumen zu unterstützen und gleichzeitig einen Beitrag zu gleichwertigen Lebensverhältnissen zu leisten. Die Sakralbauten und Klosteranlagen sollen unter anderem als Kulturdenkmale und als lebendige Orte der Kulturvermittlung und kultureller Bildung etabliert werden.

Förderzeitraum

Die Förderung erfolgt für das Jahr 2021. Die Maßnahme kann mit Abschluss des Zuwendungsvertrags beginnen und muss spätestens am 31.12.2021 beendet sein. Es besteht keine Antragsfrist, das Auswahlverfahren endet, wenn alle Mittel vergeben wurden.

Die Höhe der Zuwendung beträgt maximal 75 Prozent der anerkennungsfähigen Ausgaben der Maßnahme und ist auf 25.000 Euro pro Antragstellerin/Antragsteller begrenzt. Die finanzielle Eigenbeteiligung liegt dann bei 25 Prozent.

Wofür können Fördermittel beantragt werden?

In erster Linie werden konsumtive Maßnahmen gefördert. Gefördert wird unter anderem die Durchführung von Veranstaltungen vor Ort, die der Denkmalvermittlung, der Kulturvermittlung oder der Durchführung oder Präsentation von Projekten dienen. Förderfähig sind projektbezogene Personalausgaben, Sachmittel für projektbezogene Arbeits-und Verbrauchsmaterialien, Öffentlichkeitsarbeit, aber auch Verwaltungs- und Organisationsaufgaben und Reisekosten.

Förderungen können durch Trägerinnen und Träger von Sakralbauten und Klosteranlagen sowie durch Organisationen wie etwa Kirchbau- oder Heimatvereine in ländlichen Gemeinden mit einer Einwohnerzahl bis 20.000 Personen beantragt werden. Eingemeindete Orte, die einen ländlichen Charakter aufweisen, können in gewissen Fällen ebenfalls berücksichtigt werden.

Weitere Informationen zum Bewerbungsverfahren finden sich unter https://widersense.org/trafo-ggmbh/kirchturmdenken/ (Rubrik: Ausschreibung). Dort befinden sich auch die Antragsformulare.


(III 700-00 Alina Klevenhaus, 18.05.2021)
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[bookmark: _Toc72481325]2021-06	Forstschäden-Ausgleichsgesetz:
Ergänzende Regelungen

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) hat im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie die Verordnung über die Beschränkung des ordentlichen Holzeinschlags in dem Forstwirtschaftsjahr 2021 (HolzEinschlBeschrV2021) erlassen. Die Verordnung ist am 22. April verkündet worden (www.bgbl.de) und am 23. April 2021 in Kraft getreten.

Ergänzend zum Schreiben des Herrn Dr. Heider, Leiter der Unterabteilung Wald-, Jagd- und Forstpolitik im BMEL von 23. April 2021 (s. www.dstgb.de – Rubrik: Themen / Kommunalwald / Aktuelles) weist Staatssekretärin Beate Kasch (BMEL) mit Schreiben vom 19. Mai 2021 an die Verbände der Forst- und Holzwirtschaft auf folgende Punkte hin:

1. Berechnung des durchschnittlichen Einschlags

In § 1 Abs. 2 S. 2 HolzEinschlBeschrV2021 wird festgelegt; dass bei der Berechnung des Prozentsatzes (des ordentlichen Holzeinschlags) der durchschnittliche Einschlag aller Holzsorten der Jahre 2013 bis 2017 der Holzart Fichte zugrunde zu legen ist. Dabei wird unterstellt, dass es sich hierbei um Jahre mit normalem Einschlag (ordentlicher und regelmäßig anfallender außerordentlicher Holzeinschlag z. B. in Form von Sammelhieben) handelt. Bei Betrieben, die nicht das Forstwirtschaftsjahr anwenden, sind die jeweiligen Wirtschaftsjahre des Betriebes heranzuziehen. Sofern in einem Betrieb in dem genannten Fünfjahreszeitraum kalamitätsbedingt Über- oder Unternutzungen erfolgten, ist ein anderes durchschnittliches Jahr heranzuziehen.

2. Wirtschaftlich unbillige Härte

Die Einschlagsbeschränkung dürfte bei Forstbetrieben dann zu einer wirtschaftlich unbilligen Härte im Sinne des § 1 Abs. 5 S. 2 des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes führen, wenn die Einschlagsbeschränkung zu einer Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz des Forstbetriebes führen würde. Ob eine wirtschaftlich unbillige Härte auch dann vorliegen kann, wenn die Einschlagsbeschränkung (lediglich) zu wirtschaftlichen Nachteilen größeren Ausmaßes, die nicht oder nur schwer wiedergutzumachen wären, führen kann, kann nur im Einzelfall beurteilt werden.

Insbesondere Liquiditätsengpässe eines Betriebes können als eine wirtschaftlich unbillige Härte im Sinne des § 1 Abs. 5 S. 2 des Fortschäden-Ausgleichsgesetzes angesehen werden. Dies kann im Einzelfall auch bei hohen Vertragsstrafen aus Lieferverträgen, die vor dem Inkrafttreten der HolzeinschlBeschrV2021 ohne die übliche Ausstiegsklausel abgeschlossen wurden, der Fall sein.

3. Regelungen für den Kleinprivatwald

Um nicht buchführungspflichtigen Betrieben ohne amtlich festgestellten Hiebssatz einen wirtschaftlich sinnvollen Marktzugang zu ermöglichen, halte ich es ergänzend zum Schreiben des BMEL vom 23. April 2021 mit den Zielen der HolzeinschlBeschrV2021 für vereinbar, dass diese Betriebe ordentliche Fichtenholzeinschläge bis zu einer Höhe von maximal 75 Erntefestmeter ohne Rinde je Betrieb tätigen können, ohne gegen die Regelungen der HolzeinschlBeschrV2021 bzw. des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes zu verstoßen; Gleichzeitig ist sicherzustellen, dass in dem Bezugsgebiet des Einschlags (Forstrevier, Gemeinde, innerhalb der Forstbetriebsgemeinschaft) die Einschlagsbeschränkung insgesamt gemäß der HolzeinschlBeschrV2021 eingehalten wird.

Die Möglichkeit für diese Betriebe, von einem Hiebssatz analog der einkommensteuerrechtlichen Regelung nach R 34b.6 Abs. 3 zu § 34b EStG auszugehen und diesen Nutzungssatz von 5 Erntefestmetern ohne Rinde je Hektar bei der Berechnung zugrunde zu legen, bleibt unberührt.


(III/3 Ute Kreienmeier, 20.05.2021)
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[bookmark: _Toc72481327]2021-07	DStGB-Positionspapier zu alternativen Antrieben

In einem aktualisierten Positionspapier nimmt der DStGB zu den kommunalen Chancen und Herausforderungen bei der Verbreitung alternativer Antriebe Stellung. Hierbei spricht sich der DStGB für einen flächendeckenden und technologieoffenen Ansatz aus. Das Positionspapier kann auf der DStGB-Homepage abgerufen werden.

Die Verbreitung alternativer Antriebe im Personen- und Güterverkehr ist gemeinsames Ziel von Kommunen, Bund und Ländern und ein wesentlicher Beitrag zur Verkehrswende in Stadt und Land. In dem aktualisierten Positionspapier nimmt der DStGB zudem Stellung zur Antriebswende in verschiedenen Anwendungsbereichen alternativer Antriebe und zum Ausbau der Ladeinfrastruktur in Deutschland. Die aktuellen Strategien und Programme des Bundes zur Ladeinfrastruktur sowie zum Ausbau der Wasserstoff-Technologie bieten die Chance, flächendeckend Wertschöpfungspotenziale zu heben. Ebenso wird das transparente und nutzerfreundliche Laden und Bezahlen thematisiert, das zum Durchbruch der Elektromobilität notwendig ist.

Den Kommunen und kommunalen Unternehmen kommt beim Aufbau der Ladeinfrastruktur, aber auch in den Anwendungsfeldern von Elektromobilität und Wasserstoff, eine Schlüsselrolle zu. Sie unterstützen bei dem Finden geeigneter Flächen, genehmigen und forcieren den Aufbau von Ladeinfrastruktur und sorgen mit kommunalen Fuhrparks für Sichtbarkeit im Stadt- und Gemeindebild. Der DStGB fordert daher unter anderem eine gesonderte Förderung von Elektromobilitätsmanagern vor Ort, um die Akteure in den Städten und Gemeinden zu vernetzen und integrierte Mobilitätsstrategien zu entwickeln.

Weitere Informationen

Das Positionspapier kann unter https://www.dstgb.de/publikationen/positionspapiere/alternative-antriebe-fuer-die-mobilitaet-der-zukunft/ heruntergeladen werden.


(IV/2 724-10, Jan Strehmann, 18.05.2021)
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[bookmark: _Toc72481328]2021-08	Kabinett bringt Ladesäulenverordnung auf den Weg

Das Bundeskabinett hat am 12.05.2021 eine Novellierung der Ladesäulenverordnung beschlossen. Die neuen Regelungen sollen das Bezahlen an öffentlich zugänglichen Ladesäulen einfacher und nutzerfreundlicher gestalten. 

Debit- sowie Kreditkarte als Mindeststandard

Künftig muss der Betreiber eines öffentlich zugänglichen Ladepunkts an dem jeweiligen Ladepunkt oder in dessen unmittelbarer Nähe mindestens einen kontaktlosen Zahlungsvorgang mittels gängiger Kredit- und Debitkarte anbieten. Zu den gängigen Kreditkartensystemen zählen Mastercard und VISA, die weltweit genutzt werden. Gängiges Debitkartensystem in Deutschland ist die girocard, da jeder Inhaber eines Girokontos in der Regel über mindestens eine solche Karte verfügt. Der Betreiber muss die Bezahlung kontaktlos durch Vorhalten der Karte ermöglichen. Diese Vorgabe ist eine Mindestanforderung. Dem Betreiber steht es frei, zusätzlich weitere Zahlungsmöglichkeiten anzubieten (z.B. webbasiertes Bezahlen). Die Regelung zum einheitlichen Bezahlsystem gilt für alle Ladesäulen, die ab dem 1. Juli 2023 erstmalig in Betrieb genommen werden. Bestehende Ladesäulen müssen nicht nachgerüstet werden.

Vorgaben zu Schnittstellen und Möglichkeit fest verbauter Ladekabel

Zukünftig muss bei neu errichteten Ladepunkten eine Schnittstelle vorhanden sein, die genutzt werden kann, um Standortinformationen und dynamische Daten zu übermitteln.

Nach der geänderten Ladesäulenverordnung sind zukünftig auch Normalladepunkte (bis 22 Kilowatt) zugelassen, die ausschließlich mit fest angebrachtem Ladekabel (sog. angeschlagenes Kabel) ausgestattet sind. Bisher war das nur bei Schnellladepunkten (über 22 Kilowatt) der Fall. Das erhöht die Nutzerfreundlichkeit und den Ladekomfort. Der Fahrer eines Elektromobils muss in diesem Fall kein eigenes Kabel mehr im Fahrzeug mitführen und kann direkt mit dem Ladevorgang starten.

Definition der öffentlichen Zugänglichkeit wird angepasst

Die bisherige Definition der „öffentlichen Zugänglichkeit“ in der Ladesäulenverordnung stellte für die Abgrenzung eines öffentlichen von einem privaten Ladepunkt allein darauf ab, ob der zum Ladepunkt gehörende Parkplatz tatsächlich von jedermann befahren werden kann oder nicht. Durch die Anpassung der Definition wird nun klargestellt, dass keine physischen Barrieren wie zum Beispiel Poller oder Schranken erforderlich sind, um den Ladepunkt als nicht öffentlich zugänglich einzustufen.

Weiteres Verfahren

Der Änderungsentwurf wurde von der Europäischen Kommission notifiziert. Nach Abschluss des Notifizierungsverfahrens wird sich als nächstes der Bundesrat mit den geplanten Änderungen befassen.

Anmerkung des DStGB

Für den Hochlauf der Elektromobilität ist auch der nutzerfreundliche diskriminierungsfreie Zugang zu öffentlicher Ladeinfrastruktur von besonderer Bedeutung. Die Aufnahme der in Deutschland verbreiteten girocard als Bezahloption wird, trotz der ggf. sich ergebenden Kosten für das Vorhalten dieses Bezahlverfahrens, begrüßt.

Weitere Informationen

Infopapier mit den wesentlichen Punkten der neuen Ladesäulenverordnung: www.bmwi.de 

Entwurf Zweite Verordnung zur Änderung der Ladesäulenverordnung: www.bmwi.de 


(IV/2 724-11, Jan Strehmann, 17.05.2021)
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[bookmark: _Toc72481330]2021-09	EU-Kommission verabschiedet EU-Aktionsplan
für Null-Schadstoffziel bis 2050

Die EU-Kommission hat den Aktionsplan zur Schadstofffreiheit von Luft, Wasser und Boden am 12. Mai 2021 auf den Weg gebracht. Er stellt ein wichtiges Ziel des Green Deals dar und steht im Einklang mit verschiedenen generellen EU-Zielen wie der Klimaneutralität oder der Gesundheit.

Mit dem genannten Aktionsplan beabsichtigt die Kommission die Vorgaben des Green Deals zu erfüllen. So soll bekanntlich die Umwelt-/ Klimabelastung bis zum Jahr 2050 so verringert werden, dass weder eine Gefahr für die Ökosysteme noch für die Gesundheit der Menschen besteht. Das Null-Schadstoffziel ist dabei das Vehikel zur Umsetzung dieses Ziels. Bei der Bekämpfung von Schadstoffverschmutzung in Luft, Wasser und Boden sollen ferner alle betroffenen europäischen Politikfelder, also z. B. auch die Landwirtschaft, mit einbezogen werden. Wichtig ist darüber hinaus, dass neben der Bekämpfung von Verschmutzung (Adaption von Umwelt-/Klimaschäden) auch die Prävention von Verschmutzungen (Verringerung der Umwelt-/Klimaschäden) ein zentraler Aspekt sein soll. Generell sollen dabei, sowohl bei der Bekämpfung als auch bei der Prävention, digitale Lösungen im Mittelpunkt stehen.

Der Aktionsplan sieht Etappenziele bis zum Jahr 2030 vor. Zu diesen Zielen gehören unter anderem:

· Die „erhebliche Reduzierung des Abfallaufkommens insgesamt sowie des Restmülls um 50 Prozent“;
· die „Verbesserung der Wasserqualität, indem dafür gesorgt wird, dass weniger Kunststoffabfälle ins Meer (50 Prozent) und weniger Mikroplastik in die Umwelt (30 Prozent) gelangen“; 
· und die „Verbesserung der Bodenqualität (und des Wassers), indem Nährstoffverluste und der Einsatz chemischer Pestizide um 50 Prozent reduziert werden“

Darüber hinaus enthält der Aktionsplan der Kommission unterschiedliche Maßnahmen und Leitinitiativen, darunter beispielsweise die „Überprüfung eines Großteils des EU-Abfallrechts, um die Grundsätze der sauberen Kreislaufwirtschaft in die Vorschriften einzubinden“ oder die „Einrichtung eines Scoreboards (Anzeigetafel) der Umweltleistung der EU-Regionen, um das Null-Schadstoffziel in allen Regionen zu fördern“. 

Im Bereich Wasser strebt die Kommission neben der Überprüfung von verschiedenen Wassergesetzen auch eine Überarbeitung der Richtlinie über die Behandlung von kommunalem Abwasser an. Diese soll voraussichtlich im Jahr 2022 erfolgen. Ein Thema wird dabei der Einsatz von kommunalem Abwasser im Landwirtschaftsbereich sein. 

Aus kommunaler Sicht ist allgemein zu bemerken, dass die Null-Schadstoff-Strategie sowohl direkt wie indirekt in die kommunalen Belange eingreifen wird. Neben dem Boden- und Wasserschutz, der Kernbereich der kommunalen Ebene ist, wird es z. B. bei der Abfallpolitik (Neue Produkte zum besseren Recycling) wesentlich auf die Zusammenarbeit mit der Industrie ankommen. 

Weitere Informationen:

Pressemitteilungen:
https://ec.europa.eu/germany/news/20210512-null-schadstoff-ziel_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_2345

Fragen und Antworten:
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_21_2343

Factsheet „2050: Ein gesunder Planet für alle“ (EN):
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_21_2349


(II/4 Dr. Klaus Nutzenberger, Brüssel, 18. Mai 2021)
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[bookmark: _Toc72481331]2021-10	GIZ-Markterkundung für Partnerschaften im Themenfeld Erneuerbare Energie und Bürgerenergie

Noch bis zum 10. Juni 2021 sind Kommunen von der GIZ aufgerufen, ihre Aktivitäten im Bereich Erneuerbare Energien und Entwicklungszusammenarbeit vorzustellen. Über das Projekt sollen (kommunale) Partnerschaften in Subsahara-Afrika entstehen oder auch ausgebaut werden, um so einen besseren Zugang zu erneuerbaren Energien im ländlichen Afrika zu schaffen.

Die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) legt im Auftrag des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) derzeit ein Projekt zur Förderung grüner Bürgerenergie in Afrika auf. In einem ersten Schritt, sogenannte Markterkundung, sind europäische Akteure der Energiewende, wozu neben Bildungseinrichtungen, Genossenschaften, Nichtregierungsorganisationen, Verbände und Unternehmen explizit an erster Stelle auch die Kommunen genannt werden, bis zum 10. Juni 2021 aufgerufen, sich und ihre Idee in Sachen erneuerbare Energien vorzustellen. Thematisch geht es dabei unter anderem um Ideen zum Aufbau und der Etablierung einer Energiegenossenschaft für die bzw. in der lokalen Stromversorgung. Gesucht werden dabei neue Partnerschaften, die innovativ und inhaltlich langfristig angelegt sind. Genauso können aber auch bestehende Partnerschaftskonzepte, die sich bereits der Thematik widmen, ihre Ideen vorstellen. Die hieraus resultierenden Erkenntnisse und Empfehlungen zur Umsetzung von Partnerschaftskonzepten und strategischen Ausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit mit Afrika sollen Eingang in die Publikation „Partnerschaften mit Afrika – Lessons Learned aus Kooperationen auf Augenhöhe“ finden.

An diese sogenannte Markterkundung schließt sich gegebenenfalls ein Ausschreibungsverfahren an. Kommunen, die sich bereits jetzt beteiligen, werden besonders berücksichtigt.

Hintergrund des Projekts ist die BMZ-Ministerinitiative „Grüne Bürgerenergie für Afrika“, die sich zum Ziel setzt, in ländlichen Regionen Afrikas die Energiearmut zu reduzieren und den Aufbau dezentraler erneuerbarer Energiesysteme zu unterstützen. Bürgerinnen und Bürger sowie lokale Unternehmen und Organisationen werden dabei eng einbezogen, um die produktive Nutzung von Energie, die Energieversorgung sozialer Einrichtungen sowie die Förderung von Rahmenbedingungen für nachhaltige Investitionen zu stärken.

Weitere Informationen zum Projekt: https://gruene-buergerenergie.org


(II/3 Florian Schilling, 19.05.2021)
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[bookmark: _Toc72481332]2021-11	Beihilfevorschriften im Agrar-/Forstsektor
und in ländlichen Gebieten 

Die Europäische Kommission hat eine Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen veröffentlicht, in der die Ergebnisse einer Evaluierung der Vorschriften für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten zusammengefasst sind. Die Kommission kommt zu dem generellen Schluss, dass die bestehenden Vorschriften insgesamt gut funktionieren, ihren Zweck erfüllen und den Erfordernissen in den betreffenden Sektoren entsprechen. Allerdings schlägt sie auch einige Änderungen vor. Sie hält eine gezielte Anpassung für erforderlich, um die derzeitigen Vorschriften mit den aktuellen Prioritäten der EU, insbesondere der künftigen Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) und dem europäischen Green Deal, in Einklang zu bringen.

Die Evaluierung war Teil der laufenden Überprüfung der Vorschriften für staatliche Beihilfen in der Land- und Forstwirtschaft und in ländlichen Gebieten, d.h. insbesondere der Gruppenfreistellungsverordnung für die Landwirtschaft und der Rahmenregelung der Europäischen Union aus dem Jahr 2014 für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten. Die Kommission hat vor Kurzem die Geltungsdauer dieser Vorschriften bis zum 31. Dezember 2022 verlängert. Bei der Evaluierung sollte bewertet werden, inwieweit die derzeitige Verordnung und Rahmenregelung zur Erreichung der wichtigsten Ziele beigetragen haben. Diese Ziele lauten:

- 	die Verzerrung von Wettbewerb und Handel im Agrar- und Forstsektor so gering wie möglich zu halten;

- 	dafür zu sorgen, dass die Vorschriften über staatliche Beihilfen im Agrarsektor mit der GAP und insbesondere mit den Zielen für die Entwicklung der ländlichen Räume im Rahmen der GAP im Einklang stehen, und

- 	Verfahren zu vereinfachen und Verwaltungskosten zu verringern.

Ergebnisse der Evaluierung

In der Evaluierung wird  der Schluss gezogen, dass die untersuchten Vorschriften weitgehend den Erfordernissen in den betreffenden Sektoren entsprechen und gleichzeitig dazu beitragen, übergeordnete politische Ziele der EU, wie Umweltschutz und die Gesundheit von Mensch und Tier, zu verwirklichen. Zugleich hat die Evaluierung aber auch ergeben, dass die bestehenden Vorschriften gezielt überarbeitet werden müssen, etwa durch Präzisierung einiger Konzepte, eine weitere Straffung und Vereinfachung sowie durch Anpassungen an die derzeitigen Prioritäten der EU. Die Evaluierung hat ebenfalls gezeigt, dass einige Vorschriften überholt zu sein scheinen, etwa in Bezug auf Beihilfen in Sektoren, die Produktionsbeschränkungen unterliegen (Beschränkungen in GAP-Rechtsvorschriften, die nicht mehr in Kraft sind). Darüber hinaus führen bestimmte Begriffe in den bestehenden Vorschriften immer wieder zu Interpretationsersuchen (z. B. die Begriffsbestimmung von geschützten Tieren, die Schäden verursachen, für die Landwirte/Forstwirtschaft wiederum entschädigt werden können). Diese sollen weiter präzisiert werden. Schließlich scheinen einige Anforderungen der bestehenden Vorschriften, insbesondere in Bezug auf Beihilfen für bezuschusste Dienstleistungen wie Informationsmaßnahmen, zu komplex (Entbürokratisierung).

Die Vorschriften müssen zudem an die derzeitigen Prioritäten der Kommission angepasst werden, insbesondere an den europäischen Green Deal, die Strategie „Vom Hof auf den Tisch“, die Biodiversitätsstrategie sowie die GAP und die nationalen GAP-Strategiepläne und deren ehrgeizige Umweltziele.

Anfang nächsten Jahres wird die Kommission einen Entwurf der überarbeiteten Gruppenfreistellungsverordnung für die Landwirtschaft und eine neue Rahmenregelung vorlegen, damit die Interessenträger dazu Stellung nehmen können.

Aus kommunaler Sicht ist zu dem Vorhaben zu bemerken, dass insbesondere der Passus, dass „die derzeitigen Prioritäten der Kommission […], insbesondere an den europäischen Green Deal (angepasst werden sollen)“, Auswirkung haben wird. Konkret bedeutet er, dass nur dann Beihilfen fließen, wenn sie den neuen Zielen (Klimaneutralität) des Green Deal entsprechen.


(II/4 Dr. Klaus M. Nutzenberger, Brüssel, 20.05.2021) 
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[bookmark: _Toc72481333]2021-12	Umfrage der SKEW zum gesellschaftlichen Zusammenhalt

Per Teilnahme an einer Online-Umfrage bis zum 31. Mai 2021 können die Kommunen die SKEW bei der Erschließung des Themas „Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Kommunen“ unterstützen. 

[bookmark: _Hlk72334870]Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) möchte als neues entwicklungspolitisches Handlungsfeld das Thema „Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Kommunen“ erschließen. Um einen Überblick über die bestehenden Aktivitäten deutscher Kommunen zu gesellschaftlichem Zusammenhalt sowie hierbei unterstützende Institutionen und Organisationen zu erhalten, führt sie eine Umfrage durch. An der kurzen Online-Umfrage (5 Fragen) können sich Kommunen bis zum 3. Juni 2021 beteiligen und die SKEW somit bei der Entwicklung ihres neuen Angebots unterstützen.

Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt der Engagement Global GmbH ist das Kompetenzzentrum für kommunale Entwicklungspolitik in Deutschland. Im Auftrag des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung steht sie Kommunen seit 2001 als Service- und Beratungseinrichtung zur Verfügung. Sie unterstützt und berät Kommunen zu Themen kommunaler Entwicklungspolitik, wie Kommunale Partnerschaften, Global Nachhaltige Kommune, Migration und Entwicklung, fairer Handel und faire öffentliche Beschaffung.

Umfrage: https://survey.engagement-global.de 

Weitere Informationen zur SKEW: https://skew.engagement-global.de


(II/3 Florian Schilling, 19.05.2021)
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[bookmark: _Toc72481334]2021-13	Neues zur EU-Städtepartnerschaftsförderung: 
Infoveranstaltung zum neuen Programm „Citizens, 
Equality, Rights and Values“ (CERV) am 01.06.2021

Die EU-Förderung für Städtepartnerschaften wird in einem neuen Programm fortgeführt. Die Deutsche Sektion des Rates der Gemeinden und Regionen Europas (RGRE-DS) lädt herzlich zur virtuellen Informationsveranstaltung zum neuen EU-Förderprogramm „Citizens, Equality, Rights and Values“ (CERV) ein, die gemeinsam mit der Kontaktstelle „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ bei der Kulturpolitischen Gesellschaft e.V. am 01.06.2021 durchgeführt wird. 

Zeitraum: Dienstag, 1. Juni 2021, von 10 – 12 Uhr - online via Zoom 

Das EU-Förderprogramm „Citizens, Equality, Rights and Values“ (CERV) ist gestartet und mit einem Budget von rund 1,5 Milliarden Euro ausgestattet. Es zielt „auf den Schutz und die Förderung der in den EU-Verträgen, der Charta und den geltenden internationalen Menschenrechtskonventionen verankerten Rechte und Werte ab, um offene, auf Rechten beruhende, demokratische, gleichberechtigte und inklusive Gesellschaften, die auf der Rechtsstaatlichkeit aufbauen, aufrechtzuerhalten und weiterzuentwickeln“.

Sieben Aufrufe zur Einreichung von Projektvorschlägen sind bereits online und warten auf Antragsteller:innen. In vier Aktionsbereichen bietet es Fördermöglichkeiten für die Zivilgesellschaft, Kommunen und andere. Neben aus dem Vorläuferprogramm Europa für Bürgerinnen und Bürger bekannten Formaten für Städtepartnerschaften und Netzwerkprojekten richten sich einige der Aufrufe auch an Antidiskriminierungsstellen, Initiativen gegen Rassismus, Gleichstellungsbeauftragte, Frauenhäuser, Kinderschutzbund, Gedenkstätten uvm. Weitere Informationen sind auf der Internetseite www.kontaktstelle-efbb.de der Kontaktstelle „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ verfügbar. Diese ist die offizielle nationale Kontaktstelle für das Förderprogramm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ der Europäischen Union in Deutschland.

In der gemeinsamen Info-Veranstaltung des RGRE und der Kontaktstelle wird das Programm CERV (Ziele, Prioritäten, Aufrufe etc.) vorgestellt und Fragen beantwortet. Im zweiten Teil wird in zwei Kleingruppen (Breakout-Sessions) auf die Aufrufe in je zwei Aktionsbereichen des Programms geschaut: 

1. Aktionsbereiche Gleichstellung und Daphne 

	Hier gibt es derzeit Aufrufe zum Beispiel im Bereich Kampf gegen Rassismus und Diskriminierung, Prävention und Verhütung von geschlechtsbezogener Gewalt und Gewalt gegen Kinder 

2. Aktionsbereiche Bürgerbeteiligung/Teilhabe und Werte der Union 

	Hier gibt es die bekannten Erinnerungsprojekte, Bürgerbegegnungen, aber auch neue Fördermöglichkeiten für NGOs 

Im dritten Teil soll ein erster Blick auf das Antragsverfahren geworfen beziehungsweise weitere Fragen geklärt werden. 

Eine Anmeldung ist über folgendes Formular möglich: 
https://staedtetag.limequery.org/457651?lang=de.

Der Link zur Videokonferenz wird rechtzeitig vor der Veranstaltung zugesandt. 


(II/1 Uwe Zimmermann, 21.05.2021)
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[bookmark: _Toc72481336]2021-14	Noch ein Monat: Countdown für zweiten deutschen Digitaltag gestartet

Bundesweiter Aktionstag für digitale Teilhabe findet am 18. Juni statt. Die Initiative „Digital für alle“ stellt zehn der bereits mehr als 500 angemeldeten Aktionen vor. Aktionen können weiterhin angemeldet werden.

Einkaufen im Netz, Lernen mit dem Tablet oder Familienfeier per Video-Telefonie: Die Digitalisierung verändert unseren Alltag und unser Berufsleben tiefgreifend und mit hoher Geschwindigkeit – in der Corona-Pandemie noch schneller als je zuvor. Dabei muss jede und jeder in die Lage versetzt werden, sich sicher und selbstbestimmt in der digitalen Welt zu bewegen. Mit dem Ziel, digitale Teilhabe für alle zu fördern, haben sich 27 Organisationen aus den Bereichen Zivilgesellschaft, Kultur, Wissenschaft, Wirtschaft, Wohlfahrt und öffentliche Hand in der Initiative „Digital für alle“ zusammengeschlossen. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund ist Partner dieser Initiative. Am 18. Juni richtet das Bündnis den zweiten bundesweiten Aktionstag für digitale Teilhabe aus. Mit zahlreichen Veranstaltungen in Deutschland werden Wege zu digitaler Teilhabe aufgezeigt und Räume für Debatten geschaffen.

Bereits jetzt sind mehr als 500 Veranstaltungen verschiedenster Formate für digitale Teilhabe in allen gesellschaftlichen Bereichen angekündigt. Beispielhaft dafür stellt die Initiative „Digital für alle“ zehn Aktionen vor. Das vollständige Veranstaltungsangebot kann auf einer Aktionslandkarte erkundet und unter www.digitaltag.eu/aktionsübersicht gezielt abgerufen werden. Eigene Formate können bis zum 7. Juni kostenfrei unter www.digitaltag.eu/aktionsanmeldung registriert werden.

Weitere Informationen finden sich unter www.dstgb.de.
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[bookmark: _Toc72481337]2021-15	Innovators Club stellt aktuelle Themenwoche vor

Der Innovators Club, die Ideenschmiede des DStGB, stellt in wöchentlich wechselnden „IC-Themenwochen“ spannende Studien und innovative kommunale Projekte rund um ein für Kommunen relevanten Themenbereich dar. Ein ausgewählter Beitrag der aktuellen Themenwoche „Klimawandel“ wird hier exemplarisch vorgestellt, alle Beiträge der Themenwoche finden sich unter www.innovatorsclub.de

Projekt AKUT – Beratungstool für das Starkregenrisikomanagement

Das Projekt „Anreizsysteme für die kommunale Überflutungsvorsorge“ (AKUT) wurde in Zusammenarbeit mit Kommunen, Hochschulen und Anwender:innen entwickelt und soll als Beratungstool dienen, das Maßnahmen und Wirkungen in der Starkregenvorsorge vereinfacht abbildet und mit den jeweils betroffenen Akteur:innen in Beziehung setzt. Dadurch soll Kommunen ein optimiertes Handlungskonzept im Starkregenrisikomanagement erarbeitet und vorgeschlagen werden.

Eine große kommunale Herausforderung des Klimawandels neben steigenden Temperaturen ist Starkregen. Überflutungsstrategien und Starkregenmanagement sind daher wichtige Schlagworte für die Stadtplanung und die Klimawandelanpassung von Städten und Gemeinden. Das Projekt AKUT ermittelt auf Basis eines mathematischen Optimierungsmodells Handlungskonzepte für Kommunen, die an die Gegebenheiten und Voraussetzungen der betroffenen Akteur:innen angepasst sind. Entwickelt wurde das Tool von der Hochschule Mainz zusammen mit Kommunen, Hochschulen und Anwender*innen wie unter anderen der Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn, der Hochschule Weihenstephan-Triesdorf oder dem Ministerium für Umwelt, Ernährung, Energie und Forsten Rheinland-Pfalz (MUEEF). Als Kartengrundlage des Beratungstools werden frei nutzbare Geodaten verwendet. Topografische Daten in Form von 1x1 Meter-Rasterdaten und Daten des Liegenschaftskataster werden eingelesen, um dadurch eine belastungsabhängige gebäude- und akteursbezogene Bewertung des Handlungsbedarfes im Überflutungsschutz zu ermitteln. Auf Grundlage der ermittelten Gefährdungslagen können Prognosen gemacht werden und potenzielle Vorsorgemaßnahmen zur Regenrückhaltung und Regenabhaltung getroffenen sowie die entsprechenden Kosten berechnet werden.

Als Ergebnis der mathematischen Optimierungsrechnung werden verschiedene Maßnahmen verknüpft, die ein optimiertes Konzept für die entsprechende Kommune ergeben, sodass der Überflutungsschutz erreicht werden kann. Dabei haben die Anwender:innen die Möglichkeit, individuelle Präferenzen anzugeben und Prioritäten zu setzen, die ihnen für die Lösung bedeutsam erscheinen. Faktoren wie Budgethöhe, die individuelle Bewertung der Risiko- und Gefährdungsklassen sowie die Bereitschaft, zusätzliche Anreize zum Überzeugen der Akteure einzusetzen, können individuell bewertet werden. Schlussendlich besteht das resultierende Handlungskonzept aus einer Kombination baulicher Maßnahmen und den dazugehörigen Kosten und erforderlichen Anreizen, auf Basis der getroffenen Präferenzen.

Das Beratungstool AKUT ermittelt ortsspezifische Maßnahmen zur Optimierung der Starkregenvorsorge sowie passende Anreize für die jeweiligen Akteur:innen. Die Einbettung von Anreizen wie Subventionen oder Vereinbarungen soll die effektive Kooperation gewährleisten, die von großer Bedeutung ist, um die Maßnahmen aktiv umzusetzen. Die Zusammenarbeit vieler unterschiedlicher Akteur:innen ist für die Bewältigung komplexer Herausforderungen wie Starkwettermanagement von großem Vorteil. Kommunen können auf Basis des Beratungstools strategische Entscheidungen treffen, die zu einem effektiven Starkregenvorsorgekonzept führen. Der gezielte und effektive Einsatz von Ressourcen ist kostensparend und die örtlichen Vorsorgekonzepte können anschaulich auf ihre Wirksamkeit und Umsetzbarkeit getestet und geprüft werden. Der verbesserte Umgang mit Extremwettersituationen nimmt ebenfalls positiven Einfluss auf die Wohn- und Lebensqualität in Städten und Gemeinden und ermöglicht präventives Handeln, sodass besondere Risiken minimiert werden.

Die aktuelle und ein Rückblick auf die vergangenen Themenwochen unter www.innovatorsclub.de.


(Hannah Grimm, 20.05.2021)
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[bookmark: _Toc72481338]2021-16	Die gute Nachricht: Wetter bremst Borkenkäfer

Das durchwachsene Wetter der letzten Wochen hat die Ausbreitung des Borkenkäfers gebremst. Kälte und Wärme ständig abwechselnd und noch im April Frost mag der Schädling überhaupt nicht. Zum Schlüpfen braucht er beständige 16 Grad.
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[bookmark: _Toc72481339]2021-17	Zehn-Minuten-Internet-Newsletter 

Aus dem Internet berichtet Franz-Reinhard Habbel jede Woche über Ideen, innovative Lösungen und Zukunftsthemen für Kommunen. In der aktuellen Ausgabe geht es unter anderem um: 

Der Staat erwartet 10 Milliarden mehr Steuereinnahmen bis 2025
Das Steueraufkommen steigt bis einschließlich 2025 um 10 Milliarden Euro gegenüber der Prognose vom vergangenen November. Das sagt der zuständige Arbeitskreis nach dreitägigen Beratungen voraus. Während die Länder durchgängig und die Kommunen immerhin im Durchschnitt der Jahre auf ein Plus kommen, muss sich der Bund auf weitere Ausfälle von insgesamt 2 Milliarden Euro einstellen.

Podcast: Leerstand erforschen mit dem Deutschen Institut für Urbanistik
Wachsen. Schrumpfen. Umwandeln. Daniela Michalski und Wolf-Christian Strauss ordnen ein. 

So klappt’s mit den Photovoltaik-Freiflächenanlagen
Ein neues Informationspapier der Energieagentur Rheinland-Pfalz widmet sich der Rolle der Kommunen als Planungsträger von Photovoltaik-Freiflächenanlagen. Das 24-seitige PDF erklärt Fragen der Wirtschaftlichkeit, Technik und Ökologie und zeigt unterschiedliche Geschäftsmodelle.

"Woven City" am Mount Fuji - Toyota baut die smarte Stadt der Zukunft
Toyota baut an der Zukunft. Der japanische Autoriese errichtet in Japan eine riesige Smart City, die neue Maßstäbe setzen soll. Eine komplett vernetzte Laborstadt, um Technik für die Zukunft zu testen. Ist das ein Vorbild für Deutschland?

Wo der Strukturwandel zuschlägt: Die Wirtschaftswelt wird nach der Corona-Krise nicht mehr die gleiche sein
Unternehmen werden nach der Krise auf viele Geschäftsreisen verzichten, und Angestellte werden im Home-Office bleiben. Airlines, Hotels oder Innenstadtlokale müssen sich anpassen.

Heilbronner „Open-Data-Portal” für mehr Transparenz und Information
Mit einem Leitprojekt will die Stadt Heilbronn einen großen Schritt in die digitale Zukunft machen: das städtische Open-Data-Portal ist jetzt online.


Der vollständige aktuelle Newsletter und Anmeldemöglichkeit unter www.habbel.de
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	Mai
	

	
	

	26.05.
	Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	31.05.
	194. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	Juni
	

	
	

	09.06.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	10.06.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Sitzungsort offen

	
	

	15.06.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf (CCD)

	
	

	15.06.
	45. Sitzung des Hauptausschusses des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf

	
	

	►18.06.
	2. Bundesweiter Digitaltag

	
	

	21.-22.06.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des DStGB, Berlin

	
	

	28.06.
	62. Kreisvorstandskonferenz des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	Juli
	

	
	

	01.07.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	15.07.
	Präsidiumssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Fernwald

	
	

	19.07.
	195. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	August
	

	
	

	12.08.
	Vorstand des Städtebundes Schleswig-Holstein

	
	




	September
	

	
	

	06.-07.09.
	DStGB-Ausschuss für Europafragen, Brüssel

	
	

	08.09.
	Rechts- und Verfassungsausschuss des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	13.09.
	196. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	13.-14.09.
	DStGB-Ausschuss für Städtebau und Umwelt, Isernhagen

	
	

	15.09.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	15.09.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Mühlheim am Main

	
	

	16.09.
	Mitgliederversammlung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes und Festakt "75 Jahre HSGB", Mühlheim am Main

	
	

	►16.-17.09.
	Bundestagung des Gemeinsamen Forstausschusses
„Deutscher Kommunalwald“, Lemgo

	
	

	28.09.
	DStGB-Erfahrungsaustausch "Städtebau", Berlin

	
	

	29.09.
	DStGB-Erfahrungsaustausch "Vergabe", Berlin

	
	

	29.09.
	Ausschuss für Bildung und Soziales des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	29.-30.09.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	30.09.
	Mitgliederversammlung – Hessischer Städtetag, Kassel

	
	

	Oktober
	

	
	

	04.-05.10.
	DStGB-Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Verkehr, Neustrelitz

	
	

	25.-26.10.
	DStGB-Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft, Sitzungsort offen

	
	

	27.10.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	November
	

	
	

	04.11.
	Vorstand des Städtebundes Schleswig-Holstein

	
	

	08.11.
	Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebunds Rheinland-Pfalz 

	
	

	08.11.
	63. Kreisvorstandskonferenz des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	17.11.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	17.11.
	Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	25.11.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Sitzungsort offen

	
	

	29.11.
	197. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	Dezember
	

	
	

	01.12.
	Ausschuss für Städtebau und Umwelt des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	(Geschäftsführender) Vorstand des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	Gemeinsame Vorstandssitzung des Städtebundes und des Städtetags Schleswig-Holstein (=Mitgliederversammlung des Städteverbandes Schleswig-Holstein)

	
	

	09.12.
	Präsidiumssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Fernwald

	
	

	2022
	

	
	

	24./25.03.
	Ordentliche Delegiertenversammlung des RGRE-DS, Sitzungsort offen 




► Neuer Termin seit der letzten Veröffentlichung
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